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FAQ-Papier zum Bundesentgeltrahmentarifvertrag 
 
 
Der Hauptvorstand der Gewerkschaft IGBCE und der Verband DIE PAPIERINDUSTRIE haben am 
24. Juni 2022 einen bundesweit geltenden Bundesentgeltrahmentarifvertrag (BETV) für die 
rund 46.000 Beschäftigten in der Papier- und Zellstoffindustrie vereinbart, der am 
1. Oktober 2022 in Kraft tritt. Mit dem Bundesentgeltrahmentarifvertrag verfolgen die 
Tarifvertragsparteien das gemeinsame Ziel, ein für die Arbeitgeber und die Beschäftigten 
gleichermaßen attraktives modernes Tarifwerk zu schaffen. Gleichzeitig gilt § 15 Manteltarif- 
vertrag ab dem 1. Oktober 2022 in einer neuen Fassung. 
 
Die regionale Umsetzung der Vorgaben des Bundesentgeltrahmentarifvertrags zur Regel- 
überführung und die Festlegung von neuen tariflichen Entgeltsätzen in den neun regionalen 
Tarifbezirken der Branche, die nicht mehr zwischen einzelnen Berufsgruppen innerhalb eines 
Betriebs unterscheiden, soll bis zum 30. Juni 2023 erfolgen. Nach der vollständigen regionalen 
Umsetzung inklusive der Festlegung der neuen Entgeltsätze beginnt die betriebliche 
Umsetzung des neuen Tarifwerks, die dann innerhalb eines Jahres abgeschlossen sein soll. 
 
Dieses FAQ-Papier soll Ihnen erste Antworten zum neuen Bundesentgeltrahmentarifvertrag 
geben. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Ihren Landesarbeitgeberverband, der Ihnen in der 
unmittelbaren Beratung gerne weiterhelfen wird. 
 
Was ist der Bundesentgeltrahmentarifvertrag? 
 
Der Bundesentgeltrahmentarifvertrag ist in Verbindung mit den jeweils geltenden Entgelt- 
tarifverträgen der neun regionalen Tarifbezirke der Papier- und Zellstoffindustrie die Grund- 
lage der tariflichen Entgeltfestsetzung. Im Bundesentgeltrahmentarifvertrag sind bundesweit 
einheitlich die Regelungen zur Eingruppierung der Beschäftigten in 13 aufeinander 
aufbauende Entgeltgruppen festgelegt. Bisher wurde zwischen einzelnen Beschäftigten- 
gruppen in den regionalen Tarifverträgen zu Lohn und Gehalt unterschieden. Es gab eigene 
Tarifverträge für gewerblich Beschäftigte, für kaufmännische oder für technische Angestellte 
sowie für Meisterinnen und Meister. Der Bundesentgeltrahmentarifvertrag löst diese 
Unterscheidung auf und schafft eine für alle Beschäftigten durchlässige Entgeltstruktur. 
 
Welche Vorteile hat der Bundesentgeltrahmentarifvertrag gegenüber den bisher 
geltenden regionalen Lohn- und Gehaltsrahmentarifverträgen? 
 
Der Bundesentgeltrahmentarifvertrag schafft über die bisher bereits bundesweit geltenden 
Regelungen im Manteltarifvertrag hinaus eine bundeseinheitliche Grundlage der tariflichen 
Entgeltfestsetzung. Diese Regelungen sind jetzt in einem einheitlichen Tarifwerk zusammen- 
gefasst. Daher gilt § 15 Manteltarifvertrag, dessen bisherige Regelungen zur Entgelt- 
festsetzung in den Bundesentgeltrahmentarifvertrag übernommen worden sind, ab dem 
1. Oktober 2022 in einer neuen Fassung. 
 
Der Bundesentgeltrahmentarifvertrag sieht eine bundesweit einheitliche Entgeltstruktur mit 
Entgeltstufen vor. In allen Betrieben ist ausschließlich die Tätigkeit Grundlage für die 
Eingruppierung in 13 aufeinander aufbauende Entgeltgruppen. Die Definitionen der Entgelt- 
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gruppen mit Oberbegriffen und Orientierungsbeispielen sind ebenfalls bundesweit 
einheitlich. Hierbei unterscheidet der Bundesentgeltrahmentarifvertrag nicht mehr zwischen 
gewerblichen und kaufmännischen Tätigkeiten. Dadurch bietet er für alle Beschäftigten die 
Chance, durch Weiterqualifizierung und Kompetenzerweiterung neue Tätigkeitsfelder im 
Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten zu erreichen. 
 
Wie ist die Entgeltstruktur des Bundesentgeltrahmentarifvertrags aufgebaut? 
 
Die Zuordnung von Tätigkeiten erfolgt in 13 aufeinander aufbauende Entgeltgruppen. Hiervon 
können die regionalen Tarifvertragsparteien nur im begründeten Ausnahmefall abweichen, 
wenn zum Beispiel die in den 13 Entgeltgruppen geregelten Tätigkeiten bisher noch nicht von 
den regionalen Lohn- und Gehaltsrahmentarifverträgen erfasst sind. 
 
Die einzelnen Entgeltgruppen und ihre Definitionen sind in der Anlage des Bundesentgelt- 
rahmentarifvertrags dargestellt. Die Definitionen der Entgeltgruppen bestehen jeweils aus 
einem Oberbegriff und Orientierungsbeispielen. Der Oberbegriff ist maßgebend für die 
Zuordnung der betrieblichen Tätigkeiten zu den einzelnen Entgeltgruppen und beschreibt 
hierzu die Anforderungen, die in den einzelnen Entgeltgruppen an die jeweilige Tätigkeit 
gestellt werden. Die bei den jeweiligen Entgeltgruppen aufgeführten Orientierungsbeispiele 
sind weder erschöpfend noch für jeden Betrieb zutreffend. Sie sollen lediglich als Orientierung 
dienen und die Eingruppierung vereinfachen. 
 
In die Entgeltgruppe 1 (E1) werden zum Beispiel Tätigkeiten eingruppiert, die nach kurzer 
Einweisung und Einarbeitung bis zu maximal einem Monat verrichtet werden können. Hierzu 
zählen Hilfs- und einfache Tätigkeiten sowie saisonale Arbeiten als Aushilfs- oder Zubringer- 
tätigkeiten. Die Entgeltgruppe 13 (E13) setzt dagegen umfassende Aufgabenbereiche voraus, 
die nach allgemeinen Richtlinien selbstständig und eigenverantwortlich bearbeitet werden 
und die mit Leitungs- und Entscheidungsbefugnis beziehungsweise mit entsprechenden 
Spezialistentätigkeiten verbunden sind. Die Tätigkeiten erfordern in der Regel einen 
Studienabschluss oder einen gleichwertigen Abschluss und langjährige fachspezifische 
Berufserfahrung. Hierzu zählen zum Beispiel die Tätigkeiten als Leiter oder Leiterin mehrerer 
komplexer Meisterbereiche, als Leiter oder Leiterin mehrerer Gruppen in der Verwaltung oder 
als Führungskraft ohne Personalverantwortung mit eigenem Zuständigkeitsbereich. 
 
Den einzelnen Entgeltgruppen sind Entgeltstufen zugeordnet. Die Anzahl dieser Entgeltstufen 
ist festgelegt und soll für alle Tarifbezirke gelten (Entgeltgruppe 1 bis Entgeltgruppe 3: eine 
Entgeltstufe; Entgeltgruppe 4 bis Entgeltgruppe 7: zwei Entgeltstufen; Entgeltgruppe 8 bis 
Entgeltgruppe 13: vier Entgeltstufen). Die regionalen Tarifvertragsparteien können hiervon 
abweichend in den Entgeltgruppen 4 bis 7 eine dritte Entgeltstufe vorsehen. Den Entgelt- 
stufen sind jeweils tarifliche Entgeltsätze zugeordnet, die von den regionalen Tarifvertrags- 
parteien in den regionalen Entgelttarifverträgen festgelegt werden. 
 
Wie funktioniert die Zuordnung zu den Entgeltstufen innerhalb der Entgeltgruppen? 
 
Grundsätzlich werden die Beschäftigten in den einzelnen Entgeltgruppen zu den Entgelt- 
stufen in Schritten von zwei Tätigkeitsjahren zugeordnet. Dieser Grundsatz wird als 
Senioritätsprinzip bezeichnet. Auch diese Zuordnung ist für alle Beschäftigtengruppen gleich. 
Bisher hatten die regionalen Lohn- und Gehaltsrahmentarifverträge nicht für alle 
Beschäftigtengruppen solche Entgeltstufen vorgesehen.  
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Sollten die regionalen Tarifvertragsparteien in den Entgeltgruppen 4 bis 7 eine dritte Entgelt- 
stufe vereinbaren, gilt jedoch für diese zusätzliche Stufe das Senioritätsprinzip nicht. Diese 
Stufe kann ausschließlich Kriterien als Voraussetzung für die Zuordnung von Beschäftigten 
vorsehen (zum Beispiel Selbstständigkeit, Notwendigkeit übergreifender Kommunikation, 
Zusammenarbeit und Abstimmung, Verantwortung und Führung, Spezialkenntnisse). 
 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, dass die Betriebsparteien vom Senioritätsprinzip mit 
Zustimmung der regionalen Tarifvertragsparteien durch eine Zuordnung nach vereinbarten 
Kriterien abweichen können (zum Beispiel Selbstständigkeit, Notwendigkeit übergreifender 
Kommunikation, Zusammenarbeit und Abstimmung, Verantwortung und Führung, Spezial- 
kenntnisse). In einem solchen Fall gilt der Grundsatz des Senioritätsprinzips in dem jeweiligen 
Betrieb nicht. 
 
Wird es durch den Bundesentgeltrahmentarifvertrag auch bundesweit einheitliche 
Tarifentgelte geben? 
 
Die Entgeltsätze werden weiterhin in den regionalen Entgelttarifverträgen von den regionalen 
Tarifvertragsparteien festgelegt. Durch den Bundesentgeltrahmentarifvertrag fallen jedoch 
die bisherigen Unterscheidungen zwischen einzelnen Beschäftigtengruppen weg. Es gibt keine 
regionale Lohn- und Gehaltstarifverträge mehr, sondern ausschließlich regionale Entgelt- 
tarifverträge. 
 
Wie wird auf Grundlage des Bundesentgeltrahmentarifvertrags eingruppiert? 
 
Die Beschäftigten werden weiterhin im Einvernehmen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat 
entsprechend der ihnen übertragenen und von ihnen überwiegend ausgeübten Tätigkeit in 
eine der 13 Entgeltgruppen eingruppiert. Sollten sich Arbeitgeber und Betriebsrat nicht über 
die Zuordnung einigen können, entscheiden auf Antrag einer Betriebspartei die regionalen 
Tarifvertragsparteien. 
 
Die Art des Erwerbs und des Nachweises der für die Tätigkeit erforderlichen Fähigkeiten ist an 
keine bestimmten Bedingungen gebunden. Die Fähigkeiten können insbesondere auch über 
Berufserfahrung in der Praxis erlangt werden. Soweit die Merkmale einer Entgeltgruppe einen 
bestimmten beruflichen Ausbildungsgang beschreiben, die Beschäftigten diesen aber nicht 
durchlaufen haben, sind diese in die Entgeltgruppe einzugruppieren, wenn ihre übertragene 
und ausgeführte Tätigkeit die Anforderung dieser Entgeltgruppe erfüllt. Andererseits 
begründet ein bestimmter beruflicher Ausbildungsgang allein keinen Anspruch auf 
Eingruppierung in eine bestimmte Entgeltgruppe. Aus Titeln und Berufsbezeichnungen 
können keine Entgeltansprüche abgeleitet werden. Eine etwa erworbene Qualifikation als 
Meisterin oder Meister begründet noch keine Eingruppierung in die Entgeltgruppen, die eine 
Tätigkeit als Meisterin oder Meister beinhalten. Entscheidend ist allein, dass eine Tätigkeit als 
Meisterin oder Meister auch tatsächlich ausgeübt wird. In Zweifelsfällen sind Beschäftigte in 
diejenige Entgeltgruppe einzugruppieren, die ihrem Aufgabenkreis am nächsten kommt. 
 
Üben Beschäftigte mehrere Tätigkeiten in ihrem Aufgabenkreis aus, die verschiedenen 
Entgeltgruppen zugeordnet werden, so erfolgt die Eingruppierung in diejenige Entgeltgruppe, 
deren Tätigkeiten mehr als 50 Prozent der ihnen übertragenen Tätigkeiten entsprechen. 
 
Eine vollwertige vertretungs- und aushilfsweise Tätigkeit in einer höheren Entgeltgruppe 
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durch Beschäftigte einer niedrigeren Entgeltgruppe begründet, begrenzt auf diese Zeit, 
grundsätzlich einen Anspruch auf das Tarifentgelt der höheren Entgeltgruppe, wenn diese 
Tätigkeit die Dauer von einem vollen Monat übersteigt (zum Beispiel vom 23. Juli bis 
23. August). Nach Beendigung der vertretungs- und aushilfsweisen Tätigkeit erhalten die 
Beschäftigten wieder das ihrer Eingruppierung entsprechende Tarifentgelt. Von dieser 
Regelung können jedoch die regionalen Tarifvertragsparteien abweichen, da es bisher 
unterschiedliche regionale Regelungen für vertretungs- und aushilfsweise Tätigkeiten gibt. 
 
Wie werden die bisherigen Eingruppierungen auf Grundlage der regionalen Lohn- und 
Gehaltsrahmentarifverträge in den neuen Bundesentgeltrahmentarifvertrag überführt? 
 
Die bisherigen Eingruppierungen auf Grundlage der regionalen Lohn- und Gehaltsrahmen- 
tarifverträge werden in gesonderten regionalen Tarifverträgen von den regionalen Tarif- 
vertragsparteien den neuen bundesweit geltenden 13 Entgeltgruppen zentral zugeordnet. 
Diese regionale Umsetzung des Bundesentgeltrahmentarifvertrags soll bis zum 30. Juni 2023 
erfolgen. Die Regelüberführung findet nach der Tätigkeit auf Grundlage der Ober- 
begriffe unter Berücksichtigung der Orientierungsbeispiele oder nach dem jeweiligen 
bisherigen tariflichen Entgeltsatz statt. Die vorhandenen Eingruppierungen der Beschäftigten 
sind hierbei die Grundlage für die Regelüberführung. Ziel ist es, dass die Beschäftigten mit 
derselben Tätigkeit in dieselbe Entgeltgruppe regelüberführt werden. 
 
Was passiert, wenn die Regelüberführung ein geringeres tarifliches Entgelt zur Folge hat? 
 
Gemeinsames Ziel der Tarifvertragsparteien ist die Akzeptanz des Bundesentgeltrahmen- 
tarifvertrags in der gesamten Branche. Insbesondere sollen durch die Einführung des Tarif- 
vertrags keine Beschäftigten finanziell schlechter gestellt werden. Ergeben sich durch die 
Regelüberführung tarifliche Entgeltminderungen, werden die Differenzbeträge daher über 
einen Zeitraum von 15 Jahren als tarifliche Ausgleichszulagen garantiert. Die tariflichen 
Ausgleichszulagen werden bei Tariferhöhungen jeweils um den gleichen Prozentsatz erhöht 
wie das Tarifentgelt. Die Ausgleichszulagen sind in ihrer jeweiligen Höhe bei Vorliegen der 
sonstigen tariflichen Anspruchsvoraussetzungen bei der Berechnung der tariflichen Zulagen 
und Zuschläge sowie des 13. tariflichen Monatseinkommens oder der tariflichen Jahres- 
abschlussleistung zu berücksichtigen. 
 
Ziel ist es, dass es zu möglichst wenigen tariflichen Ausgleichszulagen kommt beziehungsweise 
diese durch entsprechende Eingruppierungen innerhalb der maximal 15 Jahre zum Beispiel 
durch Weiterqualifizierung und Kompetenzerweiterung aufgelöst werden können. Beim 
Vorrücken in eine höhere Entgeltgruppe oder Entgeltstufe vermindern sich die Ausgleichs- 
zulagen um die Differenz zu den sich daraus ergebenden höheren Entgeltsätzen. 
 
Was passiert, wenn die Regelüberführung ein höheres tarifliches Entgelt zur Folge hat? 
 
Gemeinsames Ziel der Tarifvertragsparteien ist die Akzeptanz des Bundesentgeltrahmen- 
tarifvertrags in der gesamten Branche. Durch die Einführung des Tarifvertrags sollen 
insbesondere auch die Betriebe nicht finanziell schlechter gestellt werden. Ziel ist daher die 
Wahrung der Kostenneutralität auf betrieblicher Ebene. Ergeben sich zum Stichtag der 
Regelüberführung in den Betrieben überproportionale tarifliche Entgelterhöhungen, erhöhen 
sich daher die bisherigen Entgeltsätze über einen Zeitraum von zehn Jahren durch den 
schrittweisen Abbau der Differenzbeträge zwischen den bisherigen Entgeltsätzen und den 
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neuen Entgeltsätzen. Nach spätestens zehn Jahren wird das Niveau der dann geltenden neuen 
Tarifentgelte erreicht. Die Entscheidung, was „überproportional“ ist, wird hierbei bewusst in 
die Hände der Betriebsparteien gelegt. Dies wird von Betrieb zu Betrieb unterschiedlich zu 
beantworten sein. 
 
Wann tritt der Bundesentgeltrahmentarifvertrag in Kraft? 
 
Der Bundesentgeltrahmentarifvertrag tritt am 1. Oktober 2022 in Kraft. Ab dann gelten 
auch die allgemeinen Regelungen des Bundesentgeltrahmentarifvertrags, die nicht regional 
oder betrieblich umgesetzt werden müssen. Geltung erlangen damit ab dem 1. Oktober 2022 
folgende Regelungen des Bundesentgeltrahmentarifvertrags: § 1, § 2 Ziffern 1.1., 1.2., 
1.4. Satz 4, 1.5., 1.6., 1.7. und 1.8. sowie Ziffer 2, § 3 Ziffer 4 Satz 3, § 6 und § 7 Bundesentgelt- 
rahmentarifvertrag. Zudem gilt § 15 Manteltarifvertrag ab dem 1. Oktober 2022 in einer 
neuen Fassung. 
 
Wie geht es weiter und was passiert mit den bisherigen regionalen Tarifverträgen? 
 
Der Bundesentgeltrahmentarifvertrag muss nach seinem Inkrafttreten am 1. Oktober 2022 
zunächst regional in allen neun Tarifbezirken der Papier- und Zellstoffindustrie umgesetzt 
werden, bevor die betriebliche Umsetzung beginnen kann. Die regionale und betriebliche 
Umsetzung des Bundesentgeltrahmentarifvertrags soll dabei jeweils mit der notwendigen 
Sorgfalt und zügig erfolgen. 
 
Zur Umsetzung des Bundesentgeltrahmentarifvertrags durch die Landesbezirke der IGBCE und 
die regionalen Landesarbeitgeberverbände unterstützen die IGBCE und der Verband 
DIE PAPIERINDUSTRIE den Prozess auf der Ebene der Tarifbezirke. Die Umsetzung in die regio- 
nalen Tarifverträge durch die regionalen Tarifvertragsparteien und die Festlegung der neuen 
Entgeltsätze soll bis zum 30. Juni 2023 erfolgen. Bis zum Abschluss der dann anschließenden 
betrieblichen Umsetzung gelten jedoch jeweils die bisherigen regionalen Lohn- und Gehalts- 
gruppentarifverträge mit den zugehörigen Lohn- und Gehaltstabellen fort. 
 
Wann beginnt die betriebliche Umsetzung des Bundesentgeltrahmentarifvertrags? 
 
Der Vollzug in den Betrieben findet erst nach der Umsetzung des Bundesentgeltrahmen- 
tarifvertrags in den regionalen Tarifverträgen aller neun Tarifbezirke statt. Die betriebliche 
Umsetzung soll innerhalb von einem Jahr nach der regionalen Umsetzung inklusive der 
Festlegung der neuen Entgeltsätze in allen Tarifbezirken abgeschlossen sein. Die regionalen 
Tarifvertragsparteien werden hierbei die Betriebe im Hinblick auf die betriebsbezogene 
Umsetzung unterstützen. Bis zum Abschluss der betrieblichen Umsetzung gelten im jeweiligen 
Betrieb die bisherigen regionalen Lohn- und Gehaltsgruppentarifverträge mit den zugehörigen 
Lohn- und Gehaltstabellen fort. 
 
Was bedeutet Kostenneutralität und wie kann diese erreicht werden? 
 
Kostenneutralität bedeutet, dass durch die Einführung des Bundesentgeltrahmentarifvertrags 
den Betrieben keine zusätzlichen Kosten entstehen. Gemeinsames Ziel der Tarifvertrags- 
parteien ist die Akzeptanz des Bundesentgeltrahmentarifvertrags in der gesamten Branche. 
Die Tarifvertragsparteien sind sich daher darüber einig, dass der Bundesentgeltrahmen- 
tarifvertrag in den Betrieben zum Stichtag seiner Einführung kostenneutral umgesetzt werden 
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muss. Hierzu können die Betriebe zum Beispiel die Differenz zu einer eventuellen Entgelt- 
steigerung zum Stichtag über einen Zeitraum von maximal zehn Jahren schrittweise abbauen. 
 
Darüber hinaus stellt die Systematik der regionalen Regelüberführung sowie die betriebliche 
Umsetzung die zeitraumbezogene Kostenneutralität sicher. Die zeitraumbezogene Kosten- 
neutralität ist der Ausgleich der Kosten, die durch die tarifliche Ausgleichszulage entstehen, 
und der Kosten, die sich aufgrund des neuen Aufbaus der 13 Entgeltgruppen mit ihren Entgelt- 
stufen durch ein künftiges Vorrücken in eine höhere Entgeltstufe ergeben. Um die zeitraum- 
bezogene Kostenneutralität zu erreichen, können zum Beispiel die Betriebsparteien das 
Vorrücken in eine höhere Entgeltstufe zu einem späteren Zeitpunkt vornehmen. Diese 
Regelung im Bundesentgeltrahmentarifvertrag ist jedoch lediglich ein Beispiel, wie die 
zeitraumbezogene Kostenneutralität erreicht werden kann. Dies wird von Betrieb zu Betrieb 
unterschiedlich sein. Die regionalen Tarifvertragsparteien werden hierbei die Betriebe 
unterstützen. Sollte dies erforderlich sein, werden unter Umständen auch der Hauptvorstand 
der IGBCE und der Verband DIE PAPIERINDUSTRIE eingebunden, um die zeitraumbezogene 
Kostenneutralität zu erreichen. 
 
DIE PAPIERINDUSTRIE e. V. 
Geschäftsbereich Tarifpolitik und Bildung 
Papierzentrum 
Scheffelstraße 29 
76593 Gernsbach 
T +49 7224 6401-119 
www.papierindustrie.de 
gernsbach@papierindustrie.de 
 
 

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Ihren Landesarbeitgeberverband, der Ihnen gerne in der 
unmittelbaren Beratung weiterhelfen wird: 
 

Arbeitgeberverband der Papierindustrie 
Baden-Württemberg - AGP - e. V. 
T +49 7224 6401-119 
agp@papierzentrum.org 
 

Verband Bayerischer Papierfabriken e. V. 
T +49 89 212305-0 
info@baypapier.com 
 

Arbeitgeberverband der Papier erzeugenden 
Industrie von Düren, Jülich, Euskirchen und 
Umgebung e. V. 
T +49 2421 4042-0 
info@vivdueren.de 
 

Verband der Papier- und Pappenindustrie 
Hessen e. V. 
T +49 7224 6401-119 
vph@papierzentrum.org 

Verband Nord- und Ostdeutscher 
Papierfabriken e. V. 
T +49 511 348266-3 
info-hannover@vnop.de 
 

Verband Papierindustrie Rheinland-Pfalz e. V. 
T +49 7224 6401-119 
prp@papierzentrum.org 
 

Arbeitgeberverband der rheinisch-west- 
fälischen papiererzeugenden Industrie e. V. 
T +49 211 45737-10 
info@papier-nrw.de 

 
 

Stand: 1. August 2022 
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